
Merz dringt auf Ende des Zollstreits

WASHINGTON (rtr) Bundeskanzler
FriedrichMerzhat beiUS-Präsident
Donald Trump auf ein schnelles
Ende des Zollstreits gepocht. „Wir
müssenüberunserHandelsabkom-
mensprechen, das ich so schnellwie
möglich in Kraft sehen möchte“,
sagte Merz in Washington. Trump
kritisierte erneut den obersten US-
Gerichtshof dafür, dass dieser sei-
neZollabkommenweltweit gekippt
hatte. „Wir haben einen Zoll von
15 Prozent auf alles eingeführt, wie
Siewissen“, fügte erhinzu.„Waswir
getan haben, ist, dass wir zu einem
sehr einfachen, glatten 15-Prozent-
Zoll übergegangen sind.“
Dies entspricht auchdemSatzdes

2025 ausgehandelten EU-US-Zoll-
abkommens, das allerdings noch
nicht in Kraft getreten ist. Trump

verteidigte seine umstrittene Zoll-
politik damit, dass diese den USA
„Hunderte Milliarden Dollar“ ein-
brächte. Kritiker wenden ein, dass
vor allem US-Verbraucher diese
Importzölle durch höhere Preise
zahlen. Trump sprach von einem
Zeitraum von bis zu fünf Monaten,
in demman auf 15 Prozent überge-
hen könne.
Das EU-Parlament hatte die Be-

ratungen über das Zollabkommen
ausgesetzt. Merz warnte, dass die
EU das Abkommen mit völliger
Zollfreiheit für US-Waren auf dem
EU-Binnenmarkt so nicht verab-
schiedenwerde, sollte dieUS-Regie-
runghöhereZollsätze als 15 Prozent
verhängen. EinungelöstesProblem
ist, dassWashingtonzudemdeutlich
höhere Zölle auf Stahl- und Alumi-

niumprodukte erhoben hat. Dies
erschwert etwa durch die zusätzli-
che US-Bürokratie die Ausfuhr von
Maschinen in die USA.
Merz fügte in einem Statement

zum Abschluss seiner USA-Reise
hinzu, dass er Trump auf das „viel-
fach höhere Dienstleistungsbilanz-
defizit“ zwischenEuropaundAme-
rika verwiesen habe. Trump sehe
immer nur den Warenaustausch.
„Bis jetzt sind wir nicht auf die Idee
gekommen,dieseDienstleistungen,
die aus Amerika in Europa erbracht
werden, mit besonderen Zöllen zu
bestrafen“,warntederKanzler.„Ich
habe ihneindringlich gebeten, dass
wir jetzt hier zu einem Abschluss
dieses Handelsabkommens kom-
men.“
Leitartikel

Der Bundeskanzler warnt Trump vor Abgaben auf US-Dienstleistungen in Europa.

NRW-Schulministerin verteilt Lehrer um

VON SINA ZEHRFELD

DÜSSELDORF Die Landesregierung
hateinneuesModellentwickelt,nach
demGymnasiallehrkräftePersonallö-
cher anGrund-undweiterführenden
SchulenwieHaupt-oderRealschulen
stopfen sollen. Lehrer, die beispiels-
weise an einer Gesamtschule oder
einem Gymnasium erst in Zukunft
wirklich gebraucht werden, sollen
dort schon vorzeitig angeheuert und
dann für zwei Jahre an eine Schule
mit Personalnot abgeordnet werden.
„Jede Stelle, die auf diese Weise be-
setzt wird, trägt dazu bei, die Unter-
richtssituation an schwerer zu ver-
sorgenden Schulen zu verbessern“,
erklärte Bildungsministerin Doro-
thee Feller (CDU). Ab dem nächsten
Schuljahr stehendafür300Stellenzur
Verfügung, ab Sommer 2027 werden
es dauerhaft insgesamt 600 Stellen.
„Die Ausgangslage ist ja ein leerer

Arbeitsmarkt, wo wir im Bereich der
Grundschule, Sekundarstufe I und
Förderschule zu wenige Lehrkräfte
haben“,erklärteThomasFrein,Grup-
penleiter im Bildungsministerium,

das System am Mittwoch im Schul-
ausschussdesLandtags.„Besser sieht
das aus in den Lehrämtern der Se-
kundarstufe II“, also für Schulen mit
einer Oberstufe. Diese Kapazitäten
wolle man „nutzbar machen für die
anderen Schulformen“.
Tatsächlich wird die Sache für

diese Schulen aber gar kein Segen:
Sie bekommen nicht etwa zusätz-
liche Verstärkung. Vielmehr soll die
neue Regelung lediglich die größten
Probleme mildern, die dadurch ent-
stehen, dass sie in diesem Sommer
umsomehr Kräfte an die Gymnasien
abgeben müssen. Der Hintergrund:
Die Gymnasien haben wegen der
Umstellung auf die längere Schul-
zeit bis zum Abitur ab dem nächsten
Schuljahr einen kompletten Jahrgang
mehr. Sie brauchen also auf einen
Schlag entsprechend mehr Pädago-
gen.
Über Jahre hatte das Land dafür

nach und nach Lehrkräfte angeheu-
ert. Diese arbeiteten auf sogenann-
ten Vorgriffsstellen einstweilen an
anderen Schulformen – und jetzt
werden sie abgezogen. Die neue An-

schlusslösung kompensiert dies nur
zum geringen Teil: Nach Angaben
des Landes sind derzeit noch Gym-
nasiallehrer imUmfang von fast 1300
Vollzeit-Vorgriffsstellen an anderen
Schulenunterwegs.
DieReaktionenausderPraxis fielen

entsprechend gemischt aus. Unterm
Strich wird die Lage immer schlech-

ter, vermutet Roswita Weber von
der Schulleitungsvereinigung NRW,
selbst Leiterin einer Realschule. „Wir
haben Lehrermangel ohne Ende.
Und damit werden neue Löcher in
der Personaldecke jetzt nur zum Teil
gestopft“, sagte sie. Die Entbehrun-
gen hätten heute schon deutliche
Auswirkungen.„Wir erleben, dass die
Ausfallzeiten bei Krankheiten immer
länger werden. Das liegt nicht daran,
dass die Kollegen weniger engagiert
wären, sondern daran, dass die Be-
lastungen immer größerwerden.“
Die Landeschefin des Philologen-

verbands, Sabine Mistler, gab zu be-
denken, dass auch die Gymnasien
keineswegs sorgenfrei seien. „Wich-
tig ist, dass die aktuellen Bedarfe, die
nach den Sommerferien bestehen
– auch an bestimmten Fachlehrern –
dann auch gedeckt werden können“,
mahnte sie.
Die politische Opposition kritisier-

te: Die Landesregierung versuche,
den Lehrkräftemangel „mit immer
neuen Steuerungsmodellen zu ver-
walten“, so die Bildungsexpertin der
SPD-Fraktion, Dilek Engin. „Gerade

Schulen in besonders herausfordern-
denLagenbrauchenaberVerlässlich-
keit und langfristige Unterstützung.
Befristete Abordnungen für zwei
Jahre können zwar kurzfristig helfen,
lösen aber keine strukturellen Prob-
leme.“DieVize-ChefinderFDP-Frak-
tion, Franziska Müller-Rech, witterte
zudem Fehlsteuerungen: „Wird es in
der neuen Systematik möglich sein,
dass Sek-II-Lehrkräfte, die heute
bereits an Grundschulen arbeiten,
auf Wunsch dauerhaft dortbleiben
können – oder müssen sich ande-
re Lehrkräfte auf das ‚Experiment
Grundschule‘ einlassen, während die
eingearbeiteten Kräfte gegen ihren
Willen zurückgeschickt werden?“
Diese Frage sei offen.
Technisch nutzt das Land für die

Lehrkräfteverschiebung einen heute
schon vorhandenen Pool von lan-
desweit 4250 immer eingeplanten
Lehrerstellen zur Verhinderung von
Unterrichtsausfall, sogenannten UA-
Stellen. Schulenmit Personalnot hät-
ten praktisch immer unbesetzte, also
für das neue Modell verwendbare
UA-Stellenübrig, hieß es.

Die Landesregierung reagiert auf den wachsenden Mangel an Pädagogen mit einem neuen Abordnungsmodell.
Gymnasiallehrkräfte sollen einspringen, wo Stellen unbesetzt bleiben. Die Opposition spricht von Mangelverwaltung.

LehrermangelLandesweitfehlen
inNordrhein-Westfalenderzeitüber
8500Lehrkräfte,Tendenzsteigend,
durchdenZuwachsanSchülern.

Nachwuchs2025habennachLan-
desangabenmehrals6900Lehr-
amtsanwärter ihrenVorbereitungs-
dienstangetreten,darunterrund
1600fürdasLehramtanGrundschu-
len,rund1000fürHaupt-,Real-und
Gesamtschulen,820fürsonderpäd-
agogischeFörderung.

Tendenzbeim
Lehrermangel steigend
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Felbermayr soll
in den Rat der
Wirtschaftsweisen
BERLIN (afp) Der österreichische
Wirtschaftswissenschaftler Gabriel
Felbermayr soll neues Mitglied im
Rat der Wirtschaftsweisen werden
unddieÖkonominUlrikeMalmen-
dier ersetzen. Das Bundeskabinett
beschloss am Mittwoch auf Vor-
schlag von Wirtschaftsministerin
Katherina Reiche (CDU), demBun-
despräsidenten die Berufung von
Felbermayr vorzuschlagen, wie das
Wirtschaftsministerium mitteilte.
Er istDirektor desÖsterreichischen
Instituts für Wirtschaftsforschung,
davor war er Präsident des Kieler
Instituts fürWeltwirtschaft. Erst am
Wochenendehatteder Sachverstän-
digenratWirtschaftMedienberichte
bestätigt, dassdasMandat vonMal-
mendier nicht verlängert wurde.
Wirtschaft

Brüssel koppelt
Fördergelder an
Standort Europa
BRÜSSEL (dpa) Die EU-Kommis-
sion will die Wirtschaft des Konti-
nents klimafreundlicher und wett-
bewerbsfähiger machen sowie die
Abwanderung von Industrie und
damit Arbeitsplätzen verhindern.
Staatliche Förderungen in kriti-
schen Bereichen sollen deshalb an
dieProduktion inEuropagekoppelt
werden. Über die Ausgestaltung
dieses „Buy European“-Ansatzes
wurde in den vergangenenWochen
viel diskutiert. Hintergrund ist die
zunehmende Konkurrenz aus den
USAundChina, der sichUnterneh-
men in Europa ausgesetzt sehen.
EU-Industriekommissar Stéphane
Séjourné plädiert für „eine echte
europäische Präferenz in unseren
strategisch wichtigsten Branchen“.
Wirtschaft

KRIEG IM IRAN

Spritpreis-Schock:
Koalition setzt
Taskforce ein

Ein Liter Diesel kostet über zwei Euro. Die Politik
berät über Preisbremsen und den Einsatz strate-
gischer Reserven. Ob der Kraftstoff noch teurer
wird, hängt davon ab, wie lange die Kämpfe
dauern. Ein Ende ist noch nicht in Sicht –
im Gegenteil: In Teheran wird die Spitze

des Regimes neu besetzt. Politik
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Aktuell zieht es immermehr
Menschen nach draußen.Wer
Bewegung und frische Luft ver-
bindenmöchte, findet in Erke-
lenz die passendeGelegenheit.
SEITEC2

Trimm-dich-Pfad
imTest

ERKELENZ

In derDebatte umdie zukünf-
tigeTrinkwasserversorgung
liegtWegberg nun ein Rechts-
gutachten der Bezirksregierung
mit brisantem Inhalt vor.
SEITEC1

Stadt im
Wasserstreit

WEGBERG

LOKALES

Der CDU-Stadtverband kann
eigentlich zufrieden sein mit
dem Ausgang derWahlen,
dennoch wurden die Nerven
aufs Äußerste strapaziert.
SEITEC4

Kommunalwahlwirkt
beiderCDUnach

WASSENBERG

ZITAT

„Wo nichtmehr das
Denken von anderen
respektiert wird, da kom-
menwir in die Diktatur.“
ChristianKopp (61), evangelischer Bi-
schof in Bayernwarnt vorAfD-Positionen.
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Viel Sonnenschein,
trocken undmild
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In Australien hat ein Krokodil für
Aufregung gesorgt, das von spie-
lenden Kindern rund 2000 Kilo-
meter südlich seines natürlichen
Lebensraums entdeckt wurde – in
einem Landesteil, in dem Kroko-
dile eigentlich überhaupt nicht
heimisch sind. 2000 Kilometer auf
derart kurzen Beinchen: Respekt.
KeinWunder, dass dieseTiere ger-
ne sogroßmäulig auftreten.Das ist
sogarweiter als vonDüsseldorf bis
Schottland, und wären Sie nicht
auch überrascht, wenn Sie am
RheinplötzlichdasUngeheuer von
Loch Ness vorfänden? Dazu passt
die gut gealterte Scherzfrage aus
meiner Kindheit, was der Unter-
schied zwischen einem Krokodil
ist.Wissen Sie nicht? Ganz klar: Je
grüner, desto schwimmt. nic
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ERKELENZER ZEITUNG

STILLEN
Eine neue Empfehlung stößt
bei Müttern und Hebammen
auf Kritik. Nordrhein-Westfalen

PFLEGE
Mehr als jede dritte Person
im Heim ist auf Sozialhilfe
angewiesen.Wirtschaft

BILLANDERSON
Bayer verzeichnet wegen Glyphosat
Milliardenverluste. Der Konzernchef
sieht dennoch Fortschritte.Wirtschaft


